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Gastbeitrag: Worum es bei den neuen Verträgen mit der EU geht, Teil 2

Wie übernimmt die Schweiz neues EU-Recht?
Das Freizügigkeitsabkommen,
das Abkommen zum Abbau
von technischen Handels-
hemmnissen sowie das Luft-
und das Landverkehrsabkom-
men bezwecken die sektorielle
Integration der Schweiz in den
Binnenmarkt der EU. Sie
beruhen auf EU-Recht und
verweisen auf Verordnungen
und Richtlinien der EU. Ände-
rungen solcher Rechtsakte in
der EU müssen ihren Nieder-
schlag auch in den Abkommen
finden, damit diese ordnungs-
gemäss funktionieren.

Lange haben die Schweiz und
die EU diese Abkommen
routinemässig aufdatiert. Nun
ist die EU aber nicht mehr
bereit, die Abkommen à jour zu
halten, ohne dass die Schweiz
neuen institutionellen Regeln
zustimmt. Die Medizintechnik-
branche ist ein Opfer dieser
Politik.

Einzig die Schengen/Dublin-
Abkommen über die Zusam-
menarbeit im Polizei- und
Asylbereich verpflichten die
Schweiz schon heute, neue
EU-Rechtsakte in ihrem Gel-
tungsbereich zu übernehmen.

Dies geschieht regelmässig,
wenngleich zuweilen – wie bei
den biometrischen Pässen
(2009), beim Waffenrecht
(2019) und bei Frontex (2022)
– auch erst nach einer Volksab-
stimmung.

Neu sollen alle Binnenmarkt-
abkommen einer dynamischen
Rechtsübernahme unterstellt
werden. Betroffen sind die
oben erwähnten vier bestehen-
den Abkommen sowie die
neuen Abkommen zum Strom
und zur Lebensmittelsicher-
heit. Der Rahmen ist damit
klar abgesteckt.

Die EU muss der Schweiz neue
Rechtsakte, die in den Gel-

tungsbereich dieser Abkom-
men fallen und den darin
vereinbarten Zielen entspre-
chen, mitteilen. Die EU und
die Schweiz nehmen die not-
wendigen Anpassungen vor.
Die Schweiz muss sodann der
Übernahme in das betroffene
Abkommen zustimmen und
das nationale Recht anpassen.
Die Frist ist so berechnet, dass
auch eine Volksabstimmung
durchgeführt werden kann.

Streitigkeiten zwischen der EU
und der Schweiz darüber, ob ein
EU-Rechtsakt übernommen
werden soll, werden im Rah-
men der ordentlichen Streitbei-
legung ausgefochten. Sofern
ein Schiedsgericht feststellt,
dass eine Partei gegen die
Vorgaben zur dynamischen
Rechtsübernahme verstösst,
kann die andere Partei Aus-
gleichsmassnahmen ergreifen.
Ein Schiedsgericht überprüft
deren Verhältnismässigkeit. In
jedem Schiedsgericht sind die
Schweiz und die EU gleich-
berechtigt vertreten.

Die Schweiz konnte mehrere
Ausnahmen von der dynami-
schen Rechtsübernahme

aushandeln. Dazu gehören
etwa die leistungsabhängige
Schwerverkehrsabgabe und
das Nacht- und Sonntagsfahr-
verbot für Lastwagen im
Landverkehrsabkommen.
Dasselbe gilt für gewisse
Elemente des Lohnschutzes
und der Unionsbürgerrichtli-
nie. So muss die Schweiz im
Bereich der Ausschaffung
krimineller Ausländer keine
neuen Regeln übernehmen.

Als institutionelles Gegenstück
zur Übernahmeverpflichtung
kann sich die Schweiz neu bei
der Vorbereitung von Rechts-
akten in der EU einbringen.
Nur im Schengen/Dublin-Kon-
text findet eine solche Mitwir-
kung bereits heute statt. So
überzeugte die Schweiz die EU
bei der Revision der Waffen-
richtlinie 2017, eine auf die
Verhältnisse in der Schweiz
zugeschnittene, wenngleich
allgemein formulierte Bestim-
mung aufzunehmen, wonach
Armeeangehörige ihre Waffe
nach Dienstende behalten
können.

Die Schweiz ist gut beraten,
den Inhalt neuer Verordnun-

gen und Richtlinien der EU
aktiv mitzugestalten. Sind
diese einmal in Kraft, besteht
für die Aushandlung helveti-
scher Sonderlösungen kein
Raum mehr.

Die neuen Regeln ermöglichen
die zügige Übernahme von
neuem EU-Recht in die bilate-
ralen Abkommen. Die meisten
Übernahmen dürften auch in
Zukunft unkompliziert ablau-
fen. Für die Schweiz ist vorteil-
haft, dass die EU eine Weiter-
entwicklung nicht mehr aus
sachfremden Gründen blockie-
ren kann, wie dies heute bei
der Medizintechnik der Fall ist.
Die Rechtssicherheit wird
erhöht.

Umgekehrt wächst der Druck
auf die Schweiz, auch unliebsa-
me Weiterentwicklungen zu
akzeptieren, weil andernfalls
Ausgleichsmassnahmen
drohen. Eine dauerhafte
Nichtübernahme wird nur
ganz ausnahmsweise opportun
sein – und ihren Preis haben.
Im Unterschied zu den Schen-
gen/Dublin-Abkommen
riskiert die Schweiz bei einer
Nichtübernahme immerhin

nicht gleich das Dahinfallen
der gesamten Abkommen.

Damit fordert dieser institutio-
nell erhebliche Integrations-
schritt das vorherrschende
Demokratieverständnis in der
Schweiz heraus. Schon heute
besteht zwischen der fortlau-
fenden Europäisierung des
schweizerischen Rechts und
der direkten Demokratie ein
Spannungsverhältnis. Diese
Entwicklung wird sich mit der
Dynamisierung der Beziehun-
gen noch verstärken. Sie gehört
zum Preis, den die Schweiz
dafür bezahlt, in ausgewählten
Sektoren am EU-Binnenmarkt
teilzuhaben, ohne die gemein-
samen Regeln des Clubs
vollumfänglich akzeptieren zu
müssen.

Matthias Oesch
ist Professor für Europarecht
an der Universität Zürich.

Militärkarriere soll sich auch für
Hausfrauen lohnen
Politikerinnen und Politiker fordern den Bundesrat auf, Fehlanreize für Frauen im Militär abzubauen.

LeaHartmann

Die Ambition ist – je länger, je
mehr–utopisch.Bis2030sollder
Frauenanteil in der Armee 10
Prozent betragen, legte Armee-
chefThomasSüssli 2020alsZiel
fest.Heute liegtderAnteilbei 1,5
Prozent. Der St. Galler FDP-Na-
tionalrat Marcel Dobler ist über-
zeugt:DassmanmitderFrauen-
förderung nicht vom Fleck
kommt, liegt auch an Fehlanrei-
zen. So fallen Frauen, die nicht
oder nur in tiefem Pensum
berufstätigsind, imMilitärdurch
die Maschen.

Das zeigt der Fall von Major
Tamara Rancetti, über den CH
Media im Frühling berichtet hat.
Die zweifache Mutter erhält
gleich viel Erwerbsersatz wie ein
Rekrut – obwohl sie fast 1000
Diensttage absolviert hat. 69
Franken sind das pro Diensttag
– plus Kinderzulagen in dersel-
ben Höhe. Der Grund ist, dass
sie nur ein sehr kleines Einkom-
men hat, weil sie sich hauptsäch-
lich um die Kinderbetreuung
kümmert. Rancetti ärgert das.
Sie mache im Militär den glei-
chen Job wie ihre männlichen
Kameraden, arbeite oft von 7
Uhr bis 22 Uhr – «verdiene aber
einen Hungerlohn».

Unterstützungvon linksbis
rechts
Auch Nationalrat Dobler findet
das «absurd». Und er ist nicht
der Einzige mit dieser Haltung.

Sicherheitspolitikerinnen und
-politiker aus allen Fraktionen
unterstützen seine Forderung,
die negativen Anreize für Frau-
en, die Karriere im Militär
machen, abzubauen.

«Der Armee würden mehr
Frauen guttun, gerade in Kader-
positionen», sagt Priska Seiler
Graf, SP-Nationalrätin und Prä-
sidentin der Sicherheitspoliti-
schen Kommission des Natio-
nalrats. Die heutige Regelung
gelte es deshalb zu überdenken.

Aber auch mehrere SVP-Natio-
nalrätinnen und -Nationalräte
gehören zu den Mitunterzeich-
nern des Vorstosses, darunter
David Zuberbühler aus Ausser-
rhoden und die Aargauerin
Stefanie Heimgartner.

DoblernimmtVBS indie
Pflicht
Der Bundesrat indes sieht kei-
nen Handlungsbedarf. Beim Er-
werbsersatz handle es sich nun
mal um Ersatz für ein Erwerbs-

einkommen – weshalb Haus-
frauen nicht mehr als der Min-
destsatz zustehe: So lässt sich
die Argumentation des Bundes
auf eine erste Anfrage Doblers
zusammenfassen. Angesichts
dessen, dass die Betroffenen im
zivilen Leben kein Einkommen
erzielen, könne die Entschädi-
gung sogar «ein Anreiz sein,
Militärdienst in einem höheren
Dienstgrad zu leisten», ist der
Bundesrat überzeugt. Das
bezweifeln Marcel Dobler und

seine Unterstützer. Die Armee
sucht händeringend nach mehr
Personal. Eben erst hat der Na-
tionalrat beschlossen, den Zu-
gang zum Zivildienst zu er-
schweren, damit mehr junge
Männer in der Armee dienen.
«Das VBS muss nun prüfen, wie
man das System ändern könn-
te», findet der FDP-Nationalrat.
«Finanzielle Anreize müssen so
gesetzt werden, dass sich Wei-
termachen auch für Frauen mit
tiefem Arbeitspensum lohnt.»

«Warüberwältigt vonden
Reaktionen»
Dabei geht es einerseits um die
Höhe der Entschädigung an
sich, aber auch um die Übernah-
me der Kosten für die Kinderbe-
treuung. Heute springt der Bund
nur dann ein, wenn man min-
destens zwei Diensttage am
Stück absolviert. Dobler fordert,
dass neu auch die Kinderbetreu-
ung für einzelne Tage entschä-
digt wird.

Major Tamara Rancetti wür-
de sich freuen, wenn die Forde-
rungen imParlamenteineMehr-
heit finden. Nicht nur für sich
selbst, sondernvorallemfüralle
anderen Frauen – und Männer,
die natürlich ebenso betroffen
sein können. Über 200 Men-
schenhätten ihrgeschrieben,als
sievonihremFall lasen,darunter
auch Armeeangehörige, die sel-
berbetroffensind.«Ichwarüber-
wältigt von all den unterstützen-
den Reaktionen», sagt sie.

Tausende an Gaza-
Demonstration
Bern Am Samstagnachmittag
haben in Bern laut Schätzungen
des Schweizer Radio und Fern-
sehens etwa 10’000 Menschen
gegen das Vorgehen Israels im
Gaza-Streifen demonstriert.
Laut Angaben der Veranstalter
warenesmehralsdoppelt sovie-
le.DieDemonstrierendenzogen
durch die Innenstadt bis zum
Bundesplatz. Laut der Kantons-
polizei Bern verlief die Kundge-
bung mehrheitlich friedlich.

Aufgerufen dazu hatten
mehrereOrganisationen,darun-
ter die SP, die Grünen, Gewerk-
schaften und Amnesty Interna-
tional. Die Demonstrierenden
warfen dem Bundesrat Untätig-
keit vor und forderten, dass er
sich aktiv für einen sofortigen
und dauerhaften Waffenstill-
stand einsetzt, auch die Blocka-
de des Gaza-Streifens soll been-
det werden. Auch alt Bundesrä-
tin Ruth Dreifuss ergriff das
Wort. Sie warf der israelischen
Regierung vor, nicht nur Krieg
gegen den Hamas-Terrorismus,
sondern gegen das palästinensi-
sche Volk zu führen. «Ich erwar-
te vom Bundesrat, dass er diese
tödliche Politik verurteilt», sag-
te sie. (chm)

Major Tamara Rancetti und Nationalrat Marcel
Dobler fordern eine Änderung des Entschädi-
gungssystems für Militärkader. Bilder: zvg, Keystone

Rammbock-
Einbruch in Zürich
Schmuckgeschäft Am Sams-
tagmorgen rammten Einbrecher
mit einem Fahrzeug die Tür
eines Schmuckgeschäfts in der
Bahnhofstrasse Zürich auf. Zur
Höhe des Deliktsgut konnte die
Stadtpolizei am Wochenende
noch keine Angaben machen.
Die Täter flüchteten. (kä)


